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Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschließt Folgendes:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Katzenschutzverordnung für die Stadt 
Köthen(Anhalt) zu erstellen und dem Stadtrat als Beschlussvorlage vorzulegen.

2. Wenn die Katzenschutzverordnung beschlossen und in Kraft getreten ist, wird der § 8 
Abs. 7 der Gefahrenschutzverordnung der Stadt Köthen (Anhalt) wie folgt geändert:
Das Füttern von wildlebenden Tauben und herrenlosen Katzen ist, nur durch die von der 
Verwaltung beauftragten Tierheime und Tierschutzverbände, sowie unter Berücksichtigung 
der Katzenschutzverordnung erlaubt.
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Köthen, 20.08.2019 
 
Beschlussantrag 


1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Katzenschutzverordnung für die Stadt Köthen(Anhalt) 
zu erstellen und dem Stadtrat als Beschlussvorlage vorzulegen. 


2. Wenn die Katzenschutzverordnung beschlossen und in Kraft getreten ist, wird der § 8 
Abs. 7 der Gefahrenschutzverordnung der Stadt Köthen (Anhalt) wie folgt geändert: 
 
Das Füttern von wildlebenden Tauben und herrenlosen Katzen ist, nur durch die von der 
Verwaltung beauftragten Tierheime und Tierschutzverbände, sowie unter Berücksichtigung 
der Katzenschutzverordnung erlaubt. 


 
Begründung 
Die Katzenschutzverordnung verpflichtet Halterinnen und Halter von "Freigängerkatzen", diese durch 
einen Mikrochip oder eine Ohrtätowierung kennzeichnen und gleichzeitig registrieren zu lassen. 
Fortpflanzungsfähige Katzen dürfen künftig nur dann freien Auslauf haben, wenn sie kastriert sind. 
Werden nicht kastrierte Katzen aufgegriffen und kann der Halter ermittelt werden, kann er die Auflage 
erhalten, seine Katze unfruchtbar machen zu lassen. Oftmals können Halter aufgegriffener Katzen 
wegen deren fehlender Kennzeichnung und Registrierung nicht ermittelt werden. Dann darf durch die 
Verwaltung oder durch die von der Verwaltung beauftragten Tierheime und Tierschutzverbände die 
Kennzeichnung und Registrierung – und bei Bedarf auch die Kastration – durchgeführt oder 
veranlasst werden. Freilebende Hauskatzen und "Freigängerkatzen" können von den beauftragten 
Tierheimen/Tierschützern zu diesen Zwecken in Obhut genommen werden. Gleichzeitig schafft die 
Verordnung Rechtssicherheit für Tierschützer, legitimiert ihre Maßnahmen durch die neue 


Rechtssicherheit und soll das Elend der frei lebenden Katzen langfristig mindern. 
 
Des Weiteren soll es den beauftragten Tierheimen und Tierschutzverbänden ermöglichen, legal 
Futterstellen für freilebende Hauskatzen einzurichten. Diese sollen dazu dienen, die Tiere auf 
ansteckende und katzentypische Krankheiten zu kontrollieren, welche sich wegen der hohen 
Vermehrungsrate und der fehlenden tierärztlichen Versorgung schnell verbreiten. Neben dem Befall 
mit Flöhen und Würmern zählen unter anderem Augenentzündungen, Katzenschnupfen, Milben in 
den Ohren und Virusinfektionen zu den häufig festgestellten Erkrankungen bei „Streunern“. 
 


Im Auftrag der Fraktion 
 
 
Sascha Ziesemeier 
Vorsitzender     


Kerstin Beutler 
Michael Engelmann 
Tobias Kasperski 
Uwe Raubaum 
Eike Rosenkranz 
Raymond Schulz 
Sascha Ziesemeier 
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26.08.2019


Momentan liegt das Gesetz zur Ermächtigung der Gemeinden nur als Entwurf vor und wurde durch
den Landtag Sachsen-Anhalt noch nicht beschlossen. Deshalb ist zum jetzigen Zeitpunkt ein
wirksamer Erlass einer KatzenschutzVO für die Stadt Köthen (Anhalt) nicht möglich.
Sobald die entsprechende Ermächtigung vorliegt, liegt es im Ermessen der Gemeinde, eine
KatzenSchutzVO zu erlassen, um langfristig die Katzenpopulation zu kontrollieren und somit
präventive Maßnahmen zu leisten. Den Gemeinden wird damit ein Instrumentarium zur Vermeidung
von Überpopulationen freilebender Katzen zur Verfügung gestellt. Es ist allerdings darauf
abzustellen, dass das Ordnungsamt der Stadt Köthen (Anhalt) lediglich für Maßnahmen im
Rahmen der Gefahrenabwehr zuständig wäre. Darüber hinausgehende Aufgabenwahrnehmungen
zum Tierwohl fallen in die Zuständigkeit des Veterinäramtes des Landkreises Anhalt-Bitterfeld.
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zur Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt


Der Erlass einer solchen Verordnung an sich würde für die Stadt Köthen (Anhalt) noch keine
finanziellen Auswirkungen haben. Es ist aber anzunehmen, dass erhöhte Aufwendungen für die
Unterstützung von Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen, Kastrieren und Kennzeichnen der
Katzen entstehen.
Wenn die Stadt Köthen (Anhalt) eine solche Verordnung erlässt, muss diese auch dementsprechend
durchgesetzt und kontrolliert werden. Ohne diesen Nachdruck, läuft der Sinn dieser VO ins Leere.
Mit den aktuellen personellen und finanziellen Gegebenheiten des Ordnungsamtes, stellt dieser
Punkt ein Problem dar, da weder die mit dieser zusätzlichen Aufgabe betrauten Mitarbeiter im
Außen- und Innendienst, noch die finanziellen Mittel für Maßnahmen (Kastration und
Kennzeichnung) zur Verfügung stehen, um eine entsprechende Kontrolle zu gewährleisten. Nur in
den Fällen, in denen die Stadt auf die Freiwilligkeit der Katzenhalter vertrauen kann, der Verordnung
Folge zu leisten und ihre Tiere entsprechend selbst anmelden, kennzeichnen und kastrieren lassen,
kann der finanzielle Aufwand entfallen bzw. gemindert werden. Erfahrungsgemäß, halten sich jedoch
nur die Wenigsten an solche Verordnungen. Eine große Dunkelziffer würde es also auch in diesem
Bereich weiterhin geben. Rückschlüsse auf die sich ordnungswidrig handelnden Halter, können nur
in den seltensten Fällen gezogen werden, um diese auch entsprechend in die Verpflichtung zu
nehmen.
Eine aussagefähige Kosten-Folge-Abschätzung für die Stadt ist aufgrund fehlender Daten und
Einschätzung des Umfangs der Maßnahme nicht möglich.
Es wird der Vorschlag unterbreitet, die Tierschutzvereine und Tierheime mit erhöhten finanziellen
Mitteln für Kastrationen und Kennzeichnungen im Bedarfsfall zu unterstützen und entsprechende
Aufgaben auf diese Vereine zu übertragen. Gegebenenfalls müssen bestehende Verträge um diese
Aufgabe erweitert werden, was ebenfalls Mehrkosten für die Stadt Köthen (Anhalt) zur Folge hätte,
jedoch keinen Personalaufwand für die Stadt bedeuten würde. Mit dieser Möglichkeit kann die Stadt
dieser Aufgabe und dem langfristigen Ziel, die Überpopulation freilebender Katzen einzudämmen,
dennoch gerecht werden. Dies stellt nach Einschätzung der Verwaltung einen geringeren
personellen Aufwand mit erhöhtem Nutzen dar, als eine separate Verordnung zu erlassen.
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